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HAU PTRESU LTATE DER ANALYSE ZUR ABSTI M M U N G

VOM B. MARZ 2015

Am B. März 2015 hatte das Schweizer Stimmvotk über zwei Votksinitiativen zu befinden. Zur
Abstimmung standen einerseits die FamiLieninitiative der CVP und andererseits die VoLks-

initiative <Energre- statt Mehrwertsteuer>, die von der GLP Lanciert wurde. Beide Vorlagen
wurden deuttich abgeLehnt, was sich bereits [ange vor dem Abstimmungssonntag abge-
zeichnet hatte. Die FamiLieninitiative scheiterte mit 75.4% AbLehnung, während die erste
Votksinitiative in der noch jungen Geschichte der GLP mit 92.0olo Nein-Stimmen regeLrecht
abgeschmettert wurde. Die StimmbeteiLigung tag mit 42.1% Leicht unter dem Durchschnitt
der Letzten zehn Jahre 145.4"/o).

votksinitiative <<Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbitdungszulagenrt

Die Konftikttinien waren bei der Famitieninitiative nicht stark ausgeprägt. Sympathisan-
tlnnen aL[er Parteien stimmten mehr oder weniger deuttich gegen die lnitiative, wobei die

UnterstÜtzung bei Anhängerlnnen derjenigen Parteien, weLche die Ja-Parol.e herausgege-
ben hatten, noch am grössten war: Bei der CVP stimmten 49o/o und bei der SYP 27o/o für
die Initiative. Bei den Anhängerlnnen der SP und der FDP war die Zustimmung k[ar tiefer
l20o/o bzw. l9o/ol.

lm VergLeich zu früheren famitienpol.itischen VorLagen spiette der gesettschaftspoLitische
Konfl.ikt bei der CVP-Famitieninitiative eine untergeordnete Ro[[e; vieLmehr scheiterte die

lnitiative aus fiskatpotitischen Gründen. Der grösste TeiL der Befragten gab an, gegen die

lnitrative gestimmi zu haben, weiL vor attem bessergeste[lte FamiLien davon profitieren
würden. Die Befürchtung, die lnitiative hätte grössere Steuerausfä[te zur Folge, wurde von
den Anhängerlnnen der bürgertichen Parteien etwas häufiger ats Entscheidungsgrund ge-
äussert a[s von Iinker Seite, jedoch überwog bei den Nein-Stimmenden aLter potitischer
Lager das Argument der Fairness. Weiter wurden a[s Gründe für ein Nein angegeben, dass
die lnitiative unnötig sei und dass FamiLien bereits genügend unterstützt würden. Auch be-
f and ein kteiner TeiI der Bef ragten, dass es bessere f amitienpotitische Alternativen gäbe aLs

den Steuerabzug für Kinder- und AusbiLdungszulagen.

Neben fiskatpotitischen Übertegungen war die persöntiche Betroffenheit für den Stimm-
entscheid reLevant. Demnach war die Zustimmung bei kinderLosen, ledigen Personen am
tiefsten und stieg mit der Grösse der Familie sowie steigendem Einkommen [eicht an.

Am grössten war die Unterstützung für die Vorlage bei Famitien mit Kindern und mit
hohem Ernkommen - atso bei derjenigen Gruppe, die am stärksten von der lnitiative profi-
tiert hätte.

Volksinitiative (Energie- statt Mehrwertsteuerrt

Die Initiative zur Einführung einer Energiesteuer anstette der bewährten Mehrwertsteuer
ertitt in praktisch aLLen Teiten der Bevö[kerung Schiffbruch. ln Anbetracht des überdeut-
[ichen ResuLtats von 92.0% Nein-Stimmen mag dies nicht überraschen. Trotzdem ist be-

merkenswert, dass die Vorlage praktisch unabhängig von Parteizugehörigkeit, Links-
Rechts-Einstufung oder soziodemographischen Faktoren durchgehend abgetehnt wurde.
SeLbst unter Befragten, die den Umweltschutz genereL[ über das Wirtschaftswachstum
steL[en, erreichte d ie GLP m it ihrer Energiesteuer nu r wenig mehr a [s 10 % Zustimmu ng.

Die Hauptgründe für die breite Abtehnung sind dabei nicht ökologisch motiviert. Weder die

Wirksamkeit einer Energiesteuer noch die Notwendigkeit, etwas für die Umwett und die

Energiewende zu tun, wurden von den Befragten in Zweifet gezogen. VieI mehr Beachtung

fanden aber die fiskatpotitischen Konsequenzen eines durch die Energiesteuer vertangten
grundtegenden Umbaus des Steuersystems, den die Einführung einer Energiesteuer ver-
tangt hätte. Mit Erträgen von über 22 Mit[iarden Franken ist die Mehrwertsteuer für mehr
ats einen Dritte[ der Bundeseinnahmen verantworttich. Diese bedeutende und weitherum
akzeptierte Einnahmeque[[e durch ein neues lnstrument mit nicht voLlständig absehbaren

fiskaLischen Konsequenzen zu ersetzen, erschien einer grossen Mehrheit der Stimmbevö[-
kerung ats zu riskant.

Darüber hinaus hätte die erwünschte Lenkungswirkung einerAbgabe auf nichi erneuerbare
Energien mittetfristig entweder zu einem Loch in der Bundeskasse oder zu stetig steigen-
den Energiepreisen geführt. Diesen beiden mögtichen Konsequenzen hat das Stimmvolk
eine deuttiche Abfuhr erteilt. Die zu erwartende starke und ständig steigende Besteuerung
nicht erneuerbarer Energieträger erschien dem Stimmvotk im Vergl.eich zur bewährten und

vorhersehbaren Konsumbesteuerunq aIs schlechtere ALternative.

Die Anatyse des Abstimmungsergebnisses zeigt aber, dass die deuttiche Abfuhr der GLP-

lnitiative nicht a[s grundsätztiche Absage an den energiepoliiischen Kurs des Bundesrates
zu [esen ist. Die Energiestrategie 2050 findet selbst unter Stimmenden, welche die Energie-
steuer ab[ehnten, mehrheitlich Anklang. Das Ziet der Energiewende wird von einer Mehrheit

\r der Bevötkerung weiterhin unterstützt, die von der lnitiative vorgesch[agenen MitteL dazu

" wurden aber aLs ungeergnet erachtet.

) .)

c

54



ZUR METHODE

Die vorLiegende Untersuchung beruht auf einer von der VOX-Partnerschaft reatisierten
Nachbefragung zur Votksabstimmunq vom B. März 2015. Die Befragung wurde vom For-
schungsinstitut gfs.bern innerhaLb von eLf Tagen nach der Abstimmung durchgeführt. Die

DaienanaLyse erfo[gte durch das lnstitut für Potitikwissenschaft der Universität ZÜrich

[lPZ). Die Befragung wurde von 92 Befragenden teLefonisch durchgeführt, wobei gfs.bern
die Mögtichkeit hatte, die Interviews ohne dass dies für die Befragenden und die Befragten
erkennbar war, zu beaufsichtigen. Die AuswahI der Bef ragten wurde in einem dreistufigen
ZufaLlsverfahren ermittelt, Der Stichprobenumfang betrug 1514 stimmberechtigte Perso-
nen, davon kamen 53o/o aus der Deutschschweiz,2To/o aus der Westschweiz und 20% aus
der itaLienischsprachigen Schweiz. Der Stichprobenfehter für die Gesamtheit der Bef ragten
tag bei +/-2.5olo . Vorsicht bei der lnterpretation der Daten ist dort geboten, wo die Teilstich-
proben kLein sind und die Verteilung der Prozentwerte zugLeich ausgeg[ichen ist (50:50]. ln

sotchen FäLten können auf Grund des StichprobenfehLers keine Aussagen über Mehrheits-
verhättnisse gemacht werden. Für die Beteitigung wurde wiederum nach Stimmregister-
daten aus dem Kanton Genf, derStadt St.Gatten und einerAuswahtvon Gemeinden des

Kantons Tessin gewichtet.

TabetLe 1: Ergebnisse in Prozent der Stimmenden gesamtschweizerisch und pro Kanton

I /)

()

7

Stimmbeteitigung
lo/.1

Famitieninltiative
1o/o Jal

Energiesteuer
l% Jal

Schweiz 42.1 24.6 8.0

ZH 40.9 20.4 10.9

38.8 20.6 8.5

8.1,

BE

LU 45.0 26.1

6.0UR aEa 24.4

SZ 21.8 6.243.1

OW 21.4 FO44.4

NW 6.050.9

GL

21+.O

16.9 6.433.4

LV 22.2 7.616.7

FR J l.o 5.645.1

25.2 AESO

BS 2L.6 14.0

BL

39.2

42.8

36.2 23.9

SH 6 5.0 27.3

8.5

10.9

AR 1,8.1 8.0

AI EO

SG

3 6.8

1+2.0

20.4

20.8

23.8 t.3

GR a1 1 21.8 6.9

AG 39.8 23.2 7.7

TG 1+4.0 22.7 7.9

TI 40.1 29.4 6.8

VD /+5.2 25.7 5.7

20VS 47.7 32.2

5.9NE 41.3 28.3

30.0 9.1GE

JU

/+7.2

38.5 12.8 5.9

6

QueLte: Bundesratsbeschtuss vom 23. ApriL 2015, BundesbLatt 2015, 5.3475-7



1 BEDEUTUNG DER VORLAGEN, STIMMBETEILIGUNG

UND MEINUNGSBILDUNG

1.1 Bedeutung derVorlagen

Zu Beginn der Umfrage wurden die Befragten um eine Einschätzung der Bedeutung der
zwei VorLagen gebeten. Auf einer Skata von 0 [keinerLei Bedeutung) bis 10 [sehr grosse Be-

deutung) wurde dabei sowohL nach der Bedeutung für das Land a[s auch nach der persön-
Iichen Bedeutung gefragt. Beide lnitiativen erzieten dabeiWerte begrenzter Bedeutsamkeit,
wobei der Initiative der GrünLiberaLen Partei IGLP] mit 5.7 resp.5.3 ats Mittelwert höhere
Bedeutung zugeschrieben wurde als der Familieninitiative der Christtichdemokratischen
Votkspartei ICVPI mit einem Mittetvon 5.1 resp.4.3. lm Vergteich zu früheren Abstimmun-
gen wird die nationale Bedeutung atterdings bei beiden Initiativen ats retatrv tief einge-
schätzt {Durchschnitt 2006-2012:6.5 resp.5.1l. Die Einführung einer EnergiesteueranstelLe
der Mehrwertsteuer wurde of f enbar ats deuttich weniger entscheidende Weichensietlung in

der Energiepolitrk wahrgenommen, aLs beispietsweise die Vortage <Strom ohne Atom>, die

2003 den Ausstieg aus der Kernenerqie forderte.l

Die Werte für die persönIiche Bedeutung der beiden lnitiativen für die Befragten seLbst Lie-

gen etwas tiefer a[s jene für das Land. Besonders bei der CVP-lnitiative tiegt dies teiLweise

sicherlich daran, dass tatsächtich nur ein Teit der Stimmbevölkerunq von den Forderungen
der lnitiative profitiert hätte: FamiLien mit Kindern. Befragte, die angaben, mindestens ein

Kind zu haben, schätzten die Familieninitiative denn auch deutLich bedeutsamer ein Iarith-
metisches MitteL: 5.1) aLs Befragte ohne Kinder (arithmetisches Mittet: 3.91. Die finanzie[[en
Vertei[ungswirkungen der lnitiative, die im VorfeLd der Abstimmung ausgiebig diskutiert
worden waren, hatten diesbezugtich hingegen kaum Auswirkungen. Zwischen verschiede-
nen Einkommensgruppen sind nur kLeine Unterschiede in der Einschätzung der Bedeut-

samkeit derVorlage zu erkennen.

Tabelte 1.1: Wahrnehmung der Bedeutung derVortage für das Land und für sich selbst,
in Prozent Stimmberechtigter

Fa m itien in itiative Energiesteuer

Bedeutung für das Land [%] J". l."o i.z.t

1.2 Stimmbeteitigung

Am B. März 2015 nahmen 42.1o/o der stimmberechtiqten Schweizer BÜrgerinnen und Bür-

ger an den Abstimmungen teiL. Dieser Weri Liegt Leicht unter dem Durchschnitt der letzten

24 Jahre (1991 bis 2014:43.7o/o). Wie bei aILen Abstimmungen ist das poLitische lnteresse

einer der zentraLen Faktoren, wetcher die Teitnahme erklärt. Bei einer tiefen Stimmbetei-

tigung spielt dieser Faktor noch eine grössere RoLLe. Dementsprechend haben mehr ats

70% derjenigen, die angaben, potitisch sehr interessiert zu sein, an der Abstimmung tei[-

genommen, während die Beteitigungsquote bei den potitisch Uninteressierten gerade noch

6% betrug. Atter und BiLdung korrelieren ebenfaLts mit derWahrscheinLichkeit, an die Urne

zu gehen. Die 1üngste Altersgruppe war bei der Abstimmung am stärksten untervertreten
(23%1, die über 60,Jährigen [57%) waren erwartungsgemäss die teitnahmefleissigste At-

\ tersgruppe. Ausserdem beteiLigten sich höher gebitdete Personen häufiger an der Abstim-

mung [46 %), während die TeiLnahmequote der tief sten BiLdungsschicht mit 37 % unter dem

Mittelwert Lag.

Die Unterschiede in den Beteitigungsraten nach Parteipräferenz sind im Vergleich zu frÜhe-

ren Abstimmungen ebenfaILs etwas weniger ausgeprägt. lnteressanterweise war die Betei-

ligungsquote bei den CVP-Anhängerlnnen am k[einsten, was erstaunt, da es sich bei einer

derAbstimmungsvorlagen um eine Initiative ihrer Partei handette. Auch die GLP vermochte

ihre WähLenden nicht stärker zu mobitisieren, obwohLan diesem Sonntag über eine lnitiative

aus der eigenen Partei abgestimmt wurde. Die Sympathisantlnnen der übrigen Parteien

weisen ähntiche BeteiLigungsquoten auf, die etwas über dem Durchschnitt und zehn oder

mehr Prozentpunkte über der BeteiLigungsquote der Personen ohne Parteisympathie tiegt.

)

Sehr ktein {0,11

KLein {2-1rl

Mitretl5l
Gross [6-B]
Sehr gross (9, 1 0)

Arithmetisches Mittet In]

7

23

29
aa

8

sich setbst {o/o}

20
OE

21

25

B

9

16

22

32

20

5.7

{ 1 4B0l

sich seIbst Io/o]

13

19

22
aa

1L

5.3

114 B sl
5.1

( 1 4851

4..J

t1 4861

Die Angaben wurden nach Sprache gewichtet.
O Universität Zürich I gf s.bern: VOX-AnaLyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 8.3.2015

1 Das arithmetische Mittet zur Bedeutung derVorlage.Strom ohne Atom" für das Land betrug 7.3 IVOX Nr. 81].
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Merkmale/Kategorien Stimmbeteitigung
lol'l

Korrelations-
koeffizient"

TotaL VOX i c htetl 42 1 509

lnteresse für Potitik V = .55lir
Sehr interessiert 73

Eher interessiert 48 678

Eher nicht interessiert 15 339

Überha t nicht interessiert 6 130

Alter v = .33***
18 bis 29 Jahre 23 179

30 bis 39 Jahre 29 313

40 bis 49 Jahre

50 bis 59 Jahre

60 bis 69 Jahre

36 215

28345

57 262

70 Jahre und mehr 258

Bitdu V = .ll***
Hoher BiLdu tand 46

Mittterer Bitdun d 36 577

Niedri ger Bitdungsstand 37 94

Parteiverbunden heit V = .17r++

SP - Sozia[demokratische Partei 48 ZOJ

108CVP - ChristLichdemokratische Votkspartei

FDP.Die Liberaten

1E

48 175

SVP - Schweizerische VoLkspartei 44 232

Grüne |1,61 49

GLP - GrünLiberale Partei

BDP - Bürgertich Demokratische Partei

Keine Partei

41

t51 l

34t

54

28

360

" Zur lnterpretation der statistischen Koeffizienten siehe Abschnitt 4 <Zur Methode>.
Die Zahten in K[ammern geben tedigLich eine Tendenz an, da die AnzahI FäL[e unter fünfziq Liegt
und keine statistischen Schtüsse zutässt.
O Universität Zürich / gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 8.3.2015.

Tabe[te 1.2: Beteitigung nach sozialen und poLitischen Merkmaten in Prozent
der Stimmenden

1.3 Meinungsbitdung

Bei beiden Vor[agen fiet den TeiInehmenden die Entscheidungsfindung relativ Lercht. Nur
rund ein VierieI der Befragten tat sich mit einer Entscheidung schwer, die grosse Mehrheit
bekundete wenig Mühe, sich für oder gegen die Vortagen zu entscheiden. Dies zeigt sich
auch daran, dass die Abstimmungsentscheidung relativ f rüh fiet. Nur gerade rund 10% der
Befragten gaben an, sich erst in den [etzten Tagen vor der Abstimmung zu einer Entschei-
dung durchgerungen zu haben.

Der Umstand, dass die Ablehnung der Energieinitiative nicht in dieser DeutLichkeit antizi-

piert worden waren, könnte darauf hindeuten, dass die Antei[e an Nein-Stimmen über die

Zeit zunahmen und kurz vor dem Abstimmungstermin besonders hoch Lagen. Die Daten

sprechen a[[erdings eine andere Sprache. Die AbLehnungsrate lag konstant bei mindestens

90% und nahm bei denjenigen Wähtenden, die [änger um eine Entscheidung rangen, nur

unmerklich zu.

Tabette 1.3: Entscheidzeitpunkt und Schwierigkeit der Meinungsbitdung in Prozent

der Stimmenden*

Famitien initiative
l%l

Energiesteuer
l%l

Entscheidzeitpu nkt

Von Anfang an ktar

3 bis 6 Wochen vor der Abstimm

1 bis 2 Wochen vor der Abstimmunq

75

aa

32

27

32

3'1

Letzte Woche vor der Abstimmun 9 10

Schwierigkeit bei der Entscheidung

Eher leicht 78 75

Eher schwierig 17 22

Weiss nicht. keine be 4 3

* Nur Stimmende {N= 1083 bzw. 1106). Die Angaben wurden nach dem Ergebnis der betreffenden
Abstimmung gewichtet.

@ Universität Zürich lgfs.bern:VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 8.3.2015.
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10 11



2. VOLKSINITIATIVE <FAMILIEN STARKENI STEUER-

FREIE KINDER- UND AUSBILDUNGSZULAGEN>

2.1 AusgangsLage

Die VoLksinitiative <Famitien stärkenl Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszutagen> ist die

erste der beiden 2010 von der Christl.ichdemokratischen Votkspartei [CVP) tancierten Fa-

miLieninitiativen.2 Die Initiative wurde am 5. November 2012 eingereicht. Sie verLangt, dass

Kinder- und Ausbildungszutagen von den Einkommenssteuern bef reit werden, um Famitien
mit Kindern zu entLasten. Die CVP argumentierte, dass es widersinnig sei, wenn der Staat
Famitien mit Zu[agen unterstütze, ihnen die gewährte Unterstützung jedoch danach über
Steuern wieder entziehe. DeshaLb müssten Famitienzutagen von den Steuern befreit wer-
den. Mit der CVP-Famitieninitiative kam innerha[b eines kurzen Zeitraums eine weitere Vor-
[age vor das Votk, die sich mit der Neugestaltung der Famitienpotitik in der Schweiz befasst.3

Der Bundesrat empfahI die Vorlage zur Ab[ehnung und woLLte der lnitiative keinen Gegen-

vorschtag gegenüberstellen, mit der Begründung, dass FamiLien weiterhin mit lnstrumen-
ten ausserha[b des Steuerrechts gefördert werden so[[en. Der Bundesrat argumentierte
weiter, dass die lnitiative massive SteuerausfäL[e zur Fo[ge hätte: Bei der Bundessteuer
wären es gemäss Botschaft des Bundesrates rund 200 Mitlionen, bei Kantonen und Ge-

meinden rund 760 Mi[[ionen. Auch im Parlament stiess die CVP-lnitiative auf wenig positive

Resonanz. Die breite 0pposition sowohL bei Linken wie auch rechten Parteien befürchtete
gewichtige SteuerausfäLLe und argumentierte, dass die lnitiative zur Kompensation der Min-
dereinnahmen keine VorschLäge bereithaLte. Von Linker Seite wurde ausserdem bemängett,

dass die in der lnitiative geforderten Steuerbegünstigungen vornehmLich priviLegierteren
Famitien zugute kämen - FamrLien mit tieferen Einkommen nütze die VorLage gar nichts.
SowohI der Nationa[- ats auch der Ständerat sprachen sich in der SchLussabstimmung klar
gegen die lnitiative aus. Der Bundesbeschluss mit der ablehnenden Abstimmungsempfeh-
Lung wurde im Nationalrat mit 159 zu 35 Stimmen [4 EnthaLtungen] und im Ständerat mit
32zu 13 Stimmen angenommen.

Aufgrund dieser Ausgangstage stand die CVP im Abstimmungskampf weitgehend isoliert
da. Unter den anderen Parteien unterstützten nur die EDU und EVP die Vorlage. Es formier-
te sich eine breite A[[ianz im gegnerischen Komitee unter der Leitung der Grünen, dem die

SP, FDP, BDP und GLP angehörten. Besonders auch die Kantone, vertreten durch die kan-
tona[en Finanzdirektoren, darunter einige CVP-Vertreter, sprachen sich gegen die lnitiative

2 Über die zweite Familieninitiative, die Initiative gegen die Heiratsstrafe, wird 2016 abgestimmt. Die

beiden lnitiativen sind die ersten CVP-lnitiativen seit über achtzig Jahren.
3 2013 wurden sowohI der FamitienartikeI des Bundesrates, weLcher die Kompetenzen des Bundes bei

der Vereinbarkeit von Famitie und Beruf regeIn sot[te, ats auch die SVP-Famitieninitiative, die einen
Steuerabzug für Famitien, die ihre Kinder setber betreuen, gefordert hatte, in der VoIksabstimmung
abge[ehnt. IVOX Nr. 110 bzw. VOX Nr. 113]

aus. Die SVP vol.tzog eine Kehrtwende: Hatten ihre Vertreter im Par[ament noch mehrheit-

tich gegen die lnitiative gestimmt, stettte sich die Partei im Januar 2015 hinter das Anliegen

und gab nach der DetegiertenversammLung die Ja-Paro[e heraus.

Die Gegenargumente vermochten schtiesslich eine grosse Mehrheit der Stimmenden zu

überzeugen und die lnitiative wurde deuttich mit 75.4% Nein-Stimmen und von sämtlichen

Kantonen abgelehnt.

2.2 Das Profil. der Stimmenden

Wie schon die Abstimmungsparolen vermuien lassen, war die Abstimmung nicht durch

einen klassischen [inks-rechts Konftikt geprägt. Eine mögLiche Erktärung daf ür wäre, dass

neben der wirtschaftspoLitischen Dimension auch eine gese[[schaftspotitische Dimension

eine Ro[[e gespiett hat. Die Anhängerlnnen der beiden Parteien, die für ein traditioneltes
Famitienbitd einstehen, haben am häufigsten Ja gestimmt. Bei den CVP-Sympathisantln-

nen [ag der Ja-StimmenanteiI erwartungsgemäss am höchsten, jedoch bereits unter 50 %.

Ein knappes Drittet derjenigen, die sich mit der SVP verbunden fLihLen, hat ein Ja in die

Urne ge[egt. Auf der anderen Seite stimmten nur noch 20% der SP-Anhängerlnnen f ür das

Anliegen, bei den FDP-Sympathisantlnnen Lag der Ja-Stimmen AnteiL sogar noch tiefer.4

Das Vorhaben fand a[so bei den Anhängerlnnen derjenigen Parteien, die sich in der Ver-
gangenheit für eine moderne FamiLien- und SoziaLpotitik eingesetzt haben, am wenigsten

U nte rstü tzu ng.

Dass der Links-rechts-Graben in dieser Sachfrage nicht besonders ausgeprägt war, zeigt

sich auch bei den Ja-StimmenanteiLen unterschieden nach ideologischer Setbsteinschät-

zung. Die Zustimmung zum Vorhaben des CVP-FamitienartikeLs war von [inks bis rechts

ähnLich tief (zwischen 21 und 27% Ja-Stimmen). Am Linken Rand des potitischen Spek-

trums Lag die Unterstützung noch bei 17%. Mögticherweise fiel hier das Argument der

[inken Parteien, dass die lnitiatrve vor attem reichen Familien nütze, für diese Stimmenden

besonders ins Gewicht, und bewog eine überwiegende Mehrheit dazu, dasVorhaben abzu-

[ehnen.

Da bei famiLienpo[itischen Fragen neben derwirtschaftspotitischen auch die gese[[schafts-

politische Dimension von Bedeutung ist, tohnt es sich, den Zusammenhang zwischen den

WertvorsteLtungen und dem Stimmverhatten zu betrachten: ln der Tabette 2..1. werden die

Ja-StimmenanteiLe für unterschiedLich starke Traditionsgebundenheit ausgewiesen. Es

zeigt sich, dass die Stimmenden mit einertraditione[[en HaLtung zu gesettschaftlichen Fra-
gen die Vorlage etwas öfter unterstützten I27o/ol als soLche, die sich eine moderne Schweiz

wünschen (23olol. Der Ja-StimmenanteiI derjenigen, die in dieser Frage keine ktare Mei-

nung haben, entspricht dem Ja-StimmenanteiI insgesamt. Der Zusammenhang zwischen

a Zu den übrigen Parteien Iassen sich aufgrund der tiefen FaLtzahten keine betastbaren Aussagen

machen.

)

\]
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Traditionsgebundenheit und Stimmentscheid ist jedoch nicht statistisch signifikant. Die ge-

seItschaftspoLitische Dimension ist a[so im Verg[eich zu früheren famiLienpoIitischen Ab-
stimmungen von vergLeichsweise geringer Bedeutung. SowohL bei der Abstimmung zum
FamiLienartikeI des Bundes im März 2013 wie auch bei derAbstimmung zum SVP-FamiLi-
enartikeI im November 2013 kam der KonfLikt zwischen konservativen und modernen Wert-
vorste[Lungen weitaus deutlicher zum Ausdruck.

Aufgrund der Tatsache, dass sich bei dieser VorLage keine kLaren Konfl.ikttinien gebitdet

haben, lässt sich vermuten, dass in den unterschiedLichen pol.itischen Lagern verschiedene
Argumente unterschiedtich stark ins Gewicht fie[en und zur AbLehnung der lnitiative bei-
getragen haben. Ktar ist, dass einer überwiegenden Mehrheit der Befragten der Entscheid
re[ativ [eicht gefa[[en ist.

,,^ /)

Tabetle 2.1: Famitieninitiative - Stimmverhalten nach potitischen Merkmalen in Prozent

der Ja-Stimmenden

Merkmate/Kategorien o/o Ja Korrelations-
koeffizlent"

" Zur lnterpretation der statistischen MasszahLen vgl. Abschnitt 4 <Zur Methode>

Die Zahten in KLammern geben LedigLich eine Tendenz an, da die AnzahI FäLte unter fünfzig Iiegt

und keine statistischen Sch[üsse zuLässt.

O

n

1 000TotaI V0X {qewichtet] 24.0

V = .20**aParteiverbunden heit

20 207

61

SP - Soziatdemokratische Partei

CVP - Christtichdemokratische Volkspartei 49

18 132FDP.Die Libera[en

27 163

l32l 41

40t30l

SVP - Schweizerische Votkspartei

GLP - GrüntiberaLe Partei

Grüne

t3) 25BDP - Bürgertich-Demokratische Partei

174Keine Partei

n.s.

17 129

24

Links aussen

E auf der Links-Rechts-Achse

27 210

27125

21 189

Links

Rechts

Mitte

Wertvorstellung: Moderne vs. traditionetle Schweiz n.5.

405Modern

1 1+3

42

24

t37l

Rechts aussen

Weiss nicht

24 1,06

180

Geteilter Meinung

TraditionetI 27

n,s.Entscheidschwierigkeit

Eher Leicht

Eher schwierig

n.5.

23 248

t4

23

25

19

806

159

Entscheidzeitpun kt

Von Beginn weg klar

3 bis 6 Wochen

1 bis 2 Wochen

aaa

316

27 87Letzte Woche

14
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Die Analyse der soziodemografischen MerkmaLe zeigt, dass Männer der VorLage etwas
deutlicherzugestimmt haben aLs Frauen (26o/obzw.22%);wiederum tässt jedoch die Samp-
[egrösse keine zuverLässige Aussage zu.5 Eindeutig ist alterdings der Unterschied zwischen
Kindertosen und Personen mit FamiIie: Diejenigen Befragten, die für ein Kind verantwort-
tich sind, haben die Vorlage deutlich häufiger unterstützt [28%] ats Stimmende ohne Kinder
(17%1, und bei den FamiIien mit zwei und mehr Kindern fand sie den grössten Anktang [37olo

Jal. Ein ähnliches BiLd zeigt derVergleich zwischen Ledigen und verheirateten Personen.

Betrachtet man die Unterschiede im Abstimmungsverhatten verschiedener Einkommens-
klassen fäLtt auf, dass die tieferen Einkommensschichten der Vorlage weniger abgewinnen
konnten, was jedoch auch damit zu tun haben könnte, dass das Einkommen bei KinderLosen
[2. B. jüngere Menschen in AusbiLdung) genereLl. tiefer ist. Die TabeLte 2.2.weisIdeshaLb zu-
sätztich in KLammern die Zustimmung fürverschiedene Einkommensschichten mit Kindern a.
aus. Hier zeigt sich eine deuttich höhere Zustimmung der oberen Einkommensschichten,
weLche auch durch die lnitiative am mersten profitiert hätten.6 41 o/oder Personen mrt Fami-
lie, we[che über mehr aLs 9000 Franken Haushattseinkommen verf ügen, haben der Initiative
zugestimmt, während nur knapp 27 o/o der Personen mit Kind[ern) und mit einem HaushaLts-
einkommen von unter 5000 Franken die Vortage unterstützten.

5 Die Unterschiede zwischen den Geschtechtern sind aILerdings in einer mu[tivariaten Anatyse siqni-
fikant.

6 Der Zusammenhang zwischen Einkommen und Stimmentscheid ist für Individuen mit mindestens
einem Kind auf dem 10% Niveau signifikant.

Tabette 2.2: Famil.ieninitiative - Stimmverhalten nach soziodemografischen Merkmalen

in Prozent der Ja-Stimmenden

Merkmate/Kategorien olo Ja Korretations-
koeffizient"

5000-9000 CHF Imit mind. 1 Kind] 24 l30l 388 [1 65]

Über 9000 CHF Imit mind. 1 Kind] 28 l/111 263 11261

" Zur lnterpretation der statistrschen Masszahlen vg[. Abschnitt 4 <Zur Methode>.

Die Zahten in runden K[ammern geben tediglich eine Tendenz an, da die AnzahI FätLe unter f ünfzig

[iegt und keine statistischen SchLüsse zuLässt.

O Universität Zürich lgfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 8.3.2015.

2.3 Wahrnehmung

Die Befragten waren nicht sehr gut über die Initiative informiert: Knapp 40% konnten die

Frage nach dem lnhaLt derVorLage nicht beantworten. Die Stimmenden wussten deuttich

besser Bescheid ats diejenigen, die nicht zur Urne gegangen waren. Die Befragten gaben

mehrhertLich an, dass das Ziet der lnitiative eine steuerLiche EntLastung von FamiLien ge-

wesen sei 171o/o der Stimmenden, 32o/o der NichtstimmendenJ. Eine Minderheit antwortete

etwas aLLgemeiner, dass die Unterstützung von FamiLien im Zentrum gestanden habe (10%

der Siimmend en, 60/o der Nichtstimmenden).

I

I

1 000Totat VOX ichtet) 21,.0

l28l

24

117

H och

n,s.Bitd

23 618

335MitteL

Tief

n.5.Geschlecht

V =.19*ii
17

26

22

620

499

502

Anzaht Kinder

Keine Kinder

M ann

Fra u

Ein Kind 28 82

37 291

V = .10*

11 129Led ig

Zwei oder mehr Kinder

Zivilstand

639Verheiratet 27

57Lebt mit Partner/in

n.5.Haushaltsein kommen

2L

aa

25

83

82

Verwitwet

Geschieden

238 [50]Bis 5000 CHI Imrt mind. 1 Kind] 18 l2tl
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Tabette 2.3: Famitieninitiative - Wahrnehmung der lnhatte in Prozent der Stimm-
berechtigten (nur Erstnennungenl

2.1, Die Stimmmotive

Die Auswertung der Stimmmotive weist darauf hin, dass bei den Stimmenden die Argumen-
te des lnitiativkomitees bzw. des Gegenkomitees angekommen sind. Nur jeweiLs 5olo der

Ja- und Nein-Stimmenden konnten nicht genau sagen, was sie zu ihrem Entscheid bewogen

hatte.2 bzw.3o/o waren den Empfehtungen von Bund, Parteien, Verbänden oder Bekannten
gefo Lg t.

Etwas mehrats ein DrittetderJa-Stimmenden gaben an, dass sie mit ihrem Entscheid die

Famitien unterstützen wottten. Wertere 2B% fühtten sich durch das AnIiegen direkt ange-

sprochen, weiLsie selber oder in ihrem Umfetd Kinder haben und mehr oderweniger direkt
durch die Anderung betroffen wären. Ein etwas kleinerer Teit gab das Argument des ln-
itiativkomitees wieder, dass das heutige System durch die Besteuerung von Zulagen wider-
sprüchtich sei. Betrachtet man auch die zusätzLichen Nennungen, wurde dieses Argument
insgesamt von einem Drittel der Ja-Stimmenden genannt.

Der grösste Teit der Gegner der lnitiative gab an, Nein gestimmt zu haben, weiLdie Inrtiative

unfair sei und vor altem reiche Familien profitierten [41 % Erstnennungen, 64% insgesamt).

Das Argument der Steuerausfätle wurde weitaus weniger oft genannt [16 % Erstnennungen)

und war anscheinend weniger wichtig für die AbLehnung der Initiative. Zähtt man atte Nen-

nungen zusammen, wurde dieser Grund aber immerhin von einem DritteL der Stimmen-
den qenannt. Die befürchteten EinnahmenausfäLte bei Bund und Kantonen wurde von den

Anhängerlnnen der bürgerlrchen Parteien etwas häufiger genannt, jedoch überwiegt auch

dort der Entscheidungsgrund, dass von der Initiative vor attem BessergestelLte profitierten.
Weiter wurden aLs Gründe für ein Nein angegeben, dass die lnitiative unnötig sei und dass

Familien bereits genügend unterstützt würden. Auch befand ein kteiner TeiL der Bef ragten,

dass es bessere famitienpoLitische Alternativen gäbe a[s den Steuerabzug für Kinder- und

Ausbildungszulagen. Die Gründe der Nein-Stimmenden waren insgesamt etwas heteroge-

ner und a[[gemeiner aLs diejenigen der Ja-Stimmenden, was darauf hinweist, dass neben

den Argumenten der Gegenkampagne noch verschiedene individuetLe Vorbehalte gegen die

Initiative existierten. Die Vorlage war für die meisten schIichtweg nicht überzeugend.

Tabette 2.4: Familieninitiative - Motive der Stimmenden (mehrere Antworten mögtichl

O Universität 7üricf, I gfs.bern: VOX-Ana!y9qle nössischen Abstimmun en vom 8.3.201 5.
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2.5 Pro- und Kontra-Argumente

Es wu rden von u ns jewei[s drei Argu mente getestet, d ie wä h rend des Abstimmungskam pfes

von den zwei Lagern häufig verwendet wurden, Die AuswahI dieser wichtigsten Argumente
zeigt, dass das lnitiativ-Komitee eine FamiIien-VorLage präsentierte, während die gegneri-
sche Seite k[ar den Fokus auf die Steuerfragen legte.

Die vorgeLegten Argumente konnten von den Befragten anscheinend reLativ gut dem Pro

bzw. Kontra-Lager zugeordnet werden. Die Auswertung zeigt ein einheitIiches BiLd. Die

wa!rygnqqg! Total
oÄ l;

I stimmende

I i t;
Nicht-Stimmende

n

Steuern/steuerLiche Enttastung
von Familien

48 727 71 L1,9 32 278

5510

1

63

5

Unterstützung von Famitien/FamiIien
stä rke n

Mitttere Einkommen entlasten

B 117 6

0 3

B9 7 1+2

74

5

56

1 509

566 12

100 634 100 875

47

492

* Die Aussagen wurden nach Teitnahme gewichtet.
O Universität Zürich / gf s.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 8.3.2015

TolaI

Weiss nicht / kerne Antwort

emeines, Anderes

3B

100

Erst-
nennungen Nennungen

AtteSpontan geäusserte Gründe für den Entscheid

% n % n

JA-Stimmende

8837

28 6B

153

75
Persöntiche Betroffenheit: Hat seIber Famitie loder Um

fetdl

Wrderspruch zwischen Subvention und Steuer

FamiLien unterstützen

12 29

31

31

64

75

6 14 16

Empfeh[unq von Partejen

Fa m ilie n itik in der Schweiz ungenügend

2 5 6 16

3B

Anderes, Attqemeines 25 30 71

Weiss nicht / keine Antwort

11

5 12 64 153

Total 100 210 2/12 EO7

NEIN-Stimmende

64 484

33 251

Ungteiche Unterstützung / Reiche Famitien profitieren
mehr / Initiative ist unfair

Fami[ien bererts genügend unterstützt /
bessere A[ternativen

Weniger Steuereinnahmen

41

16

10

315

123

73 1B 141

3 24 3 26Injtiative ist unnötiq

Geqen mehr staattiche ReqeLunq 2 12 3 22

5 37 9 65Andere Schwächen der lnitiative

Em pfehIu nqe n 3 21 5 39

Anderes, ALtqemeines 12 20 153

Weiss nicht / keine Antwort

TotaI 100

5

91

760

LO

221

62 475

1 685
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grösste Zustimmung unter den Ja-Strmmenden fand das Argument, dass Familien stark
betastet sind und deshaLb Steuererteichterungen erhatten sotten [91olo). Nur ein DritteL der
Nein-Stimmenden war mit diesem Argument einverstanden. Eine ähntiche Aussage, dass

nicht nur die Wirtschaft sondern auch Familien Steuervergünstigungen erhatten so[en,
fand im Ja-Lager ebenfa[Ls sehr hohen Zuspruch. Dieses Argument fand jedoch auch bei

immerhin noch knapp der Hälfte der Nein-Stimmenden Anktang [49%]. Leicht darunter [ag

die Zustimmungsrate für ein ebenfaLLs vom lnitiativkomitee vorgebrachtes Argument, dass
es ungerecht sei, wenn FamiLien wegen Kinder- und Ausbitdungszulagen in eine höhere
Steuerprogression gerieten Ua-Stimmend eTBo/o , Nein-stimmen de 49o/ol.

Die Auswertung der Kontra-Argumente bestätigt, dass die Gegnerlnnen der lnitiative über-
zeugen konnten. Auch hier ist der Unterschied zwischen Befürwortenden und AbLehnenden

eindeutig. Besonderen Zuspruch bei den Nein-Stimmenden fand das Argument der Steu-
erausfäLLe, das von Bund und Kantonen, wie auch von bürgerlicher Seite vorgebracht wor-
den war [75% der Nein-Stimmenden sind einverstanden). Atterdings waren auch mehr aIs
die Hätfte der Befürwortenden mit dieser Befürchtung einverstanden (53%l - anscheinend
war dieser Einwand für sie aber nicht bedeutsam genug, so dass sie der lnitiative trotzdem
zugestimmt haben. AhnLich fand auch das Kontra-Argument, dass die Vortage gegen Prin-
zipien des Schweizer Steuersystems verstosse, bei knapp der HäLfte der Befürwortenden
(47%) Anktang, während rund zwei Dritte[ (67%] der Nein-Stimmenden mit diesem Argu-
ment einverstanden waren. Die dritte Aussage des gegnerischen Lagers, dass die Inrtiative
unfair sei, weitdavon voraLLem reiche Familien profitierten, wurde von einer überwiegenden
Mehrheit der AbLehnenden unterstützt. Nur knapp ein DritteI der Befürwortenden war da-
mit einverstanden.

20 21

Tabette 2.5: FamiLieninitiative - Anktang der Pro- und Kontra-Argumente
bei Stimmenden in Prozent

Einverstanden
1%l

Nicht einver-
standen l%l

46 52 3

Weiss nicht
lvol

I
66 3

91

31

56 4

78 1B

LO

3

46 449

57 37 6

B5 I 6

Fami[ienzutaqen sotlen nicht besteuert
werden, weiL Famitien zu stark beLastet
sind.

Es ist ungerecht wenn man wegen der
Famitienzulagen in eine höhere Steuer-
progression gerät.

Nachdem man jahrelang der Wirtschaf t
Steuerer[eichterungen gewährt hat, sind
nun die FamiLien an der Reihe.

Pro-Argumente

TotaI

Nei n

Ja

-la

Nein

TotaI

Total

Nein

Ja

L8 L6 6

Ko n tra -Arg u ment6
Nicht einver-
standen l%l

Einverstanden
l/"1

Weiss nicht
1"/"1

Total 62 31 7

45 8

Ein Steuerabzug für Familienzutagen
widerspricht einem wichtigen Prinzip
des Schweizer Steuersystems, nämtich
der Besteuerung nach wirtschaftticher
Le istu n gs fä h ig ke it.

Ja

Nein

47

27 6

TotaI 61 3L 5

Ja 27 69 4

Die Befreiung der Kinder- und Ausbit-
dungszuLagen von den Steuern ist unfair
weitdavon vor attem reiche Famitien
profitieren. Nei n 72 24 5

TotaI 70 22 I
Ja 53 10

Nein 75 8

Der Steuerabzug für Fami[ien verursacht
massive Steuerausfätte, die von anderen
Steuerzahtern ausgegtichen werden.

Resuttate in Linienprozenten. Lesebeispiet: 46% atter Stimmenden 191% der Ja-Stimmenden;
31 % der Nein-Stimmenden) pftichteten dem ersten Argument bei,52o/o lB 

0/o der Ja-Stimmenden
und 66% der Nein-Stimmendenl [ehnten es ab und 4okl3okt 4%l konnten sich nicht entschejden.
Gesamtheit derantwortenden Stimmenden ='1000 [gewichtetl.
O Universität Zürich / gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 8.3.2015,
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3. VOLKSINITIATIVE <ENERGIE- STATT MEHRWERT-

STEUER>

3.1 Ausgangsl.age

Zur Sicherung der Energiewende vertangte die Grünl.iberale Partei (GLP) in ihrer VoLksini-

tiative <Energie- statt Mehrwertsteuer> die Erhebung einer Steuer auf Einfuhr und in[än-

dische Erzeugung nicht erneuerbarer Energieträger wie Erdö1, Erdgas, Koh[e oder Uran.

Um einen Ansiieg der Steuerbelastung für lndividuen und Unternehmen zu verhindern, sah

die lnitiative im Gegenzug die Abschaffung der Mehrwertsteuer IMWST] vor. Die Höhe der

neuen Steuer auf nicht erneuerbare Energien sottte so festgeLegt werden, dass die Energie-

steuer dem Staat gLeich hohe Einnahmen garantiert, wie bisher durch die Mehrwertsteuer

eingenommen wurden.

Die lnitiative der GLP wurde von der Grünen Partei IGPS] und den Umweltverbänden unter-

stützt. Keine Unterstützung erfuhr die erste VoLksinitiative der noch jungen GLP hingegen

vonseiten der SoziaLdemokratischen Partei ISP], die UmweltanLiegen häufig unterstÜtzt. Dre

SP zeigte sich besonders in Bezug auf die Vertei[ungswirkungen der neuen Steuer besorgt

und machte gel.tend, dass Personen und Famitien mit k[einem Einkommen überproportio-

naI stark von der Energiesteuer betroffen wären. Darüber hinaus wurde von a[[en Parteien,

die sich gegen die lnitiative stetlten, ein f undamentater KonstruktionsfehLer dervorgeschta-
genen Energiesteuer bekLagt: Sobatd die Steuer auf nicht erneuerbare Energien ihr ZieL

erreicht habe, und der Energieverbrauch entsprechend abnähme, würden gl.eichzeitig die

Staatseinnahmen sinken. Um ein festes EinnahmezieLzu erreichen, müsste die Steuer (und

damit die Preise für nicht erneuerbare Energie) stetig steigen. Die Gegner der Initiative be-

fürchteten deshatb eine starke Erhöhung der Energiepreise mit unabsehbaren FoLgen fÜr

die Schweizer Wirtschalt.

Aus diesen Gründen empfahLen Bundesrat und Par[ament die Initiative zur Ablehnung. ln

der Sch[ussabstimmung wurde die abtehnende AbstimmungsempfehLung im Ständerat mit

40 gegen 3 Stimmen bei zwei Enthaltungen und im NationaLrat mit 171 gegen2T Stimmen '-
der grünLiberalen und grünen Fraktion angenommen. Ein Antrag zu einem Gegenvorschtag \ -

wurde abgetehnt.

Die Votksinitiative kam am B. März 2015 vor das VoLk. Die Argumente der GrÜnLiberaLen

konnten offenbar nicht überzeugen: Die Initiative wurde mit 92.0% Nein-Stimmen äusserst

deuttich verworfen. Nur einmaI in der Geschichte der Schweizer Initiativen war eine Vorlage

noch deutticher abgel.ehnt worden: Die <Getreideinitiaiive> im Jahr 1929 (97.3% Nein).

3.2 Das Profit der Stimmenden

0bwohl. im ALtgemeinen von einer Ab[ehnung der lnitiative <Energie- statt Mehrwertsteuer>
ausgegangen wurde, überraschte die Deutlichkeit des Resuttats. ln der AnaLyse zeigt sich

denn auch, dass die Energiesteuer in praktisch atten Tei[en der Bevötkerung Schiffbruch
erLitt. Setbst bei Befragten, die sich selber aIs potitisch Iinks stehend einordnen, stiess die

lnitiative der Grüntiberaten auf wenig Gegenliebe. Nicht einmaLjede/r fünfte Befragte aus

dem Iinken Lager [egte ein Ja in die Urne. VergLichen mit anderen lnitiativen zur Steuerung
des Verbrauchs nicht erneuerbarer Energien sind dies ausserordenttich tiefe Werte.T Offen-
bar wogen die soziaLen und finanzpotitischen Auswirkungen der Energiesteuer schwerer
ats der grüne Kern der lnitiative, die zur Sicherung der Energiewende [anciert worden war.

Die breite AbLehnung der Initiative und ein kaum vorhandener Links-Rechts-Konflikt wider-
spiegeLn sich auch im Entscheid der verschiedenen Parteigefotgschaften. Die Anhänger-
schaft atler Bundesratsparteien [ehnte die Energiesteuer überwiegend bis fast einheittich
ab. Die höchste Zustimmungsrate erreichte die lnitiative unter CVP-WähLenden - aLlerdings

Legte auch hier gerade jede/rAchte ein Ja in die Urne (12%). Bei der SP-GefoLgschaft betrug
die Zustimmung magere 7% und unter Wäh[enden der rechtsbürgertichen Parteien FDP

und SVP sind Befürwortende der Energiesteuer gar eine echte Rarität [2%].

Leider sind die FaLlzahLen zu Wäh[enden derjenigen Parteien, wetche die Energiesteuer
aktiv unterstützt haben, klein und [assen keine statisiisch beLastbaren Aussaqen zu. Die

vorhandenen Daten legen aber nahe, dass setbst die Anhängerinnen und Anhänger der GLP

und GPS nicht geschlossen hinter dem AnLiegen standen und ettiche Wähtende trotz Sym-
pathie für die Urheberschaft der lnitiative Nein stimmien.

Ein ähntiches Ergebnis Liefert die AufgLiederung nach bestimmten Wertvorsteltungen. Sogar
Stimmende, die Umwettschutz im Attgemeinen über reines Wirtschaftswachstum stelten,
konnten der Einf ührung einer Energiesteuer wenig abgewinnen. Nur 14o/ovon ihnen stimm-
ten für die lnitiative. Dies rst ein weiteres lndiz dafür, dass die schwache Unterstützung für
die Energiesteuer nicht primär auf ökologischen Motiven gründete, sondern sozra[e oder
fiskal- und wirtschaftspotitische Über[egungen zur massiven Abtehnung gefLihrt hatten.

Die GLP machte gettend, dass mit dem Ersatz der Mehrwertsteuer durch die Energiesteu-
er eine [iberaLe Lösung zur Umsetzung der Energiewende vorliege, die ohne Subventionen

auskomme und Bürokratie reduziere.s Diese marktwirtschafttich orientierte Argumentation
schien aber auch Befürwortende eines sch[anken Staates nicht zu überzeugen: Nur qut 5%

sprachen sich für die Initiative aus. Bei Wähtenden, die sich einen starken Staat wünschen
erzielte die Energiesteuer hingegen etwas höhere Popu[aritätswerte [18% Ja-Stimmenl.

7 Die lnitiative <Strom ohne Atom>, über die im Jahr 2003 abgestimmt wurde und den mittetfristigen
Ausstieg aus der Kernenergie vertangte, wurde von einer Mehrheit des [inken Lagers [55o/o Links, 75%
linksaussenl bzw. der SP-Wähterschaf t [61 %] unterstützt IVOX Nr. 81].

I Martin Bäumte, Präsident der GLP, Iiess sich im Abstimmungsbüchtein wie fotgt zitieren: <Die lnitia-
tive ist der Königsweg f ür die Umsetzung der Energiewende: wirksam, [ibera[, ohne Subventionen und
bürokratische ReguLierungen."

.-') 1

l)
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Merkmale/Kategorien o/o Ja

Totat VOX Igewichtet) 8 995

Pa rteive r b un d e n h e it V =.{t+*r
SP - Soziatdemokratische Partei

CVP - Christtichdemokratische Votkspartei

7

12

206

56

FDP.Die Liberaten 2 139

SVP - Schweizerische Votkspartei 2

166)

169

Grüne

GLP - Grüntibera[e Partei

31,

t23l 39

BDP - Bürgerlich Demokratische Partei V,) 25

Keine Partei 4 173

Einstufu auf der Links-Rechts-Achse V =.21r**
Links aussen 11 126

Links

Mitte

17 206

268E

Rechts 5 192

Rechts aussen 3 146

Weiss nicht 112) 40

Wertvorste[tung: Umwett vs, Wirtschaf t V = .19+t*

Umwett 14 398

Ge mischt 4 470

WohLstand 5 108

Wertvorst€ttungr Mehr vs. Weniger Staat V =.t$r**
Mehr Staat 1B 115

Gemischt I 339

Weniger Staat 6 513

" Zur lnterpretation der statistischen Masszah[en vgt. Abschnitt 4 <Zur Methode>.
Die ZahLen in KLammern geben tedigtich eine Tendenz an, da die AnzahI Fälte unter f ünfzig Iiegt und

keine statistischen SchLüsse zutässt.
O Universität Zürich / gfs.bern: VOX-AnaLyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 8.3.2015.

Tabette3.l: Energiesteuer-StimmverhaltennachpotitischenMerkmateninProzent
der Ja-Stimmenden

Korretations-
koeffizient"

-\ .1

Nachdem sich potitische Einstellungen a[s relativ schwache ErkLärungsfaktoren für oder
wider die Energiesteuer herausgesteltt haben, so[[ a[s nächstes der Einfluss soziodemo-
graphischer MerkmaLe untersucht werden.

Ein teicht posrtiver Zusammenhang kann zwischen forma[er SchulbiLdung und PopuLari-

tät der GLP-lnitiative beobachtet werden. Dabei fätLt vor aLtem die erhöhte Zustimmung
unter Universitätsabsotventlnnen auf. Hier erreichte die Enerqieinrtiative immerhin einen

Ja-Stimmen-AnteiI von rund 15ol0. Kein eindeutiger Zusammenhang scheint zwischen dem

Alter der Befragten und dem Abstimmungsentscheid zu bestehen. Am ehesten wurde die

lnitiative von Befragten mitt[eren Atters (40-49 Jahre] befürwortet, unterdurchschnitttich
stark hingegen von jungen und älteren Befragten. Auch Geschlechterunterschiede sind nur
schwach ausgeprägt: Männer und Frauen haben die Energieinitiative ähnlich deutlich abge-
Lehnt (mit 90 bzw. 93olo Nein-StimmenJ.

Die Energiesteuer wurde vom tinken Lager unter anderem aufgrund der aLs unfair erachte-
ten Verteilungswirkungen abgetehnt. WeiL HaushaLte mit tiefem Einkommen einen prozen-
tuaI grösseren AnteiI des Gesamtbudgets für Energie ausgeben müssen, wurde erwartet,
dass ärmere Haushalte verhättnismässig stärker von einer Energiesteuer betrof fen wären.
Hat dies zu grösserer Abtehnung unter Befragten mit tiefem Einkommen geführt? Kaum.

Auch über die verschiedenen Einkommensgruppen hinweg sind nur sehr kLeine Differen-
zen in der Zustimmung zur Energiesteuer zu beobachten. Die teicht erhöhte Popul.arität

unter Haushatten mit hohem Einkommen ist dabei primär dem durchschnittIich höheren

Bildungsniveau dieser Personen geschu[det.

24 25



TabeLte 3.2: Energiesteuer - Stimmverhalten nach soziodemographischen Merkmalen

in Prozent der Ja-Stimmenden

M erkmate/Kateg orien olo Ja

3.3 Wahrnehmung

Bei den inha[tIichen Nennungen fättt auf, dass die lnitiative von einem GrossteiI der Bef rag-

ten primär in einem f iskaLpotitischen Licht betrachtet wurde. Der Umbau des Sieuersystems

oder die Abschaff ung der Mehrwertsteuer wurden mit Abstand am häuf igsten erwähnt. lns-

gesamt nannte die HäLfte der Befragten einen lnhatt mit Bezug auf das Steuersystem, unter

den ef fektiv TeiLnehmenden steigt dieser Wert gar auf rund drei VierteL. Ökotogische lnhatte

schienen hingegen deutlich in den Hintergrund gerückt zu sein: Nur knapp 5% nannten

entweder die Besteuerung nicht erneuerbarer Energien, die Energiewende oder Reduzie-

rung des Energieverbrauchs a[s zentrate Komponente der Vorlage. Dieser AnterI steigt nur
unwesenttich, wenn man TeiLnehmende der Abstimmung separat betrachtet. Offensichttich
dominierten in der Wahrnehmung der Stimmberechtigten die Abschaffung der Mehrwert-
steuer und die Reform des Steuersystems. Der GLP getang es scheinbar nur ungenügend,
die lmplikationen für die Umwelt hervorzuheben und die Energiesteuer damit deutticher
ökotogisch zu positionieren.

Die verhättnismässig hohe AnzahI an Personen, die keine Angaben zum lnhatt der Initia-
tive machen konnte, tässt ausserdem auf einen relativ geringen lnformationsstand in der
Stimmbevötkerung schliessen. Eine Mehrheit der Befragten, die der Urne am Abstim-
mungssonntag fernblieb, konnte trotz informativem TiteL der lnitiative keinerlei Aussage
zu deren lnha[t machen. Es scheint, dass sowohLdie öffenttiche Debatte um die VorLage aLs

auch die poLitische Kampagne beider Lager von einem beachtlichen Teit der Stimmbevötke-
rung kaum wahrgenommen wurde.

TabeLte 3.3: Energiesteuer - Wahrnehmung der lnhatte in Prozent der Stimmberechtigten
Inur Erstnennungenl

Weiss nicht / keine Antwort 40

Tota I 100 634

* Die Aussagen wurden nach Teitnahme gewichtet.
OUniversitätZürich/gfs.bern:VOX-AnatysedereidgenössischenAbstimmungenvomS.3.20l5

3.4 Die Stimmmotive

Wenig überraschend machte ein GrossteiI der Befürwortenden der GLP-lnitiative ökotogi-
sche Gründe für ihre Entscheidung geLtend. Das meistgenannte Motiv für ein Ja war ein-
deutig die erwartete Wirkung der Energiesteuer hinsichtlich der Erreichung gesetzter Um-
wettziete (Energiewende, K[imawande[ bekämpfen, Umwettschutz attgemein). Eng damit
verbunden ist der am zweitmeisten erwähnte Grund für die Unterstützung der Vorlage, der
sich spezifisch auf die Reduktion des Energieverbrauchs bezog. Die Ja-Stimmenden setzten
aLso ganz auf die Lenkungswirkung erhöhter Energiepreise und waren überzeugt von den
positiven Auswirkungen einer Energiesteuer auf K[ima und UmweLt.

n

TotatVOX {gewichtet) I 995

Korretations-
koeffizient"

Bitdung V =.11+r+

l6l0bLigatorische SchuLe

BerufsLehre 6 334

40

Matur/Prima rte h rer 3 7B

112

91+

150

Fach-/Berufsausbitdunq

Höhere Fachschu[e

ETH/F H S 10

9

6

178

V =.07i

'15

10 500Ma nn

Universität

Geschlecht

Fra u 7 491

V =,12*
1B bis 29 Jahre

Alter
58

30 bis 39 Jahre 11 176

14

B

40 bis 49 Jahre

50 bis 59 Jahre

60 bis 69 Jahre 5

131,

198

217

?11

n.s

240

383

Haushattsein kom men

Unter Fr. 5000.-

Zwischen Fr. 5000.- und Fr. 9000.-

257

" Zur Interpretation der statistischen Masszahten vgt. Abschnitt 4 <Zur Methode>.

Die Zahlen in runden Ktammern geben [edigtich eine Tendenz an, da die AnzahI Fä[te unter f ünf zig

[iegt und keine statistischen Schtüsse zuLässt.

O Universität Zürich / gfs,bern; VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 8.3.2015.

10Mehr ats Fr. 9000.-

Stimmende Nicht-StimmendeWahrnehmung* Totat
o/o n Yo n % n

Umbau SteuermodeLl/Abschaf f ung MWST 50 758 74 472 )a 285

Steuer auf nicht erneuerbare Energie 3 [t(t 4 27 2 19

2 25 1 2 16

2 29 2 2 17
Betastung bestimmter Gruppen
lAutofahrer, Arme, ...1

Anderes l.Grüneo, <<zu teuer>>, EnergieJ

U mwettschutz

3 42 4

12

26

9

2 16

Inhattlich falsche Ausserungen 1 16 1 5 1 12

598 la 84 5'i l

1 513 100 100 875

26 27



Der Entscheid zugunsten der GLP-lnitiative erscheint damit grossmehrheitLich ökotogisch

motiviert. Der steuertechnische Systemwechsel war für die Anhängerlnnen der lnitiative

höchstens zweitrangig und schien kein zentraLer Treiber hinter der Entscheidung furdie Ener-

giesteuer. Nur wenige zustimmende Bef ragte [obten exptizit den Umbau des Steuersystems.

Ein ganz anderes BiLd bietet sich bei Betrachtung der Hauptmotive gegen die Energiesteuer.

Von ökotogischen Motiven ist hier kaum die Rede. Die Nein-Stimmenden fürchteten hauptsäch-

tich die mit der Energresteuer verbundenen Preiserhöhungen. Viele Befragte nannten dabei

exptizit den Benzinpreis und den Preis von fünf Franken pro Liter, den die Medien [basierend

auf der Botschaft des Bundesratesl im Verlauf der Abstimmungskampagne aufgegriffen hat-

ten. An der Wirksamkeit einer Steuer auf den Verbrauch nicht erneuerbarer Energien wurde

damit kaum gezweife[t. EbenfaILs nicht grundsätz[ich inf rage gesteltt wurde die Notwendigkeit

von Massnahmen zum Schutz von K[ima und UmweLt. Ein kLeiner Teit der Nein-Stimmenden

Irund 5%) bezeichnete die lnitiative als unnötig. Hingegen schien ein GrossteiI der Stimmbe-

vötkerung zu diesem Zeitpunkt nicht bereit, die zu erwartenden hohen Kosten zu tragen. ln-

teressanterweise war dabei mehr das eigene Portemonnaie gemeint aIs die Kosten für die

Gesamtwirtschaft. Die erhöhten Enerqiepreise und damit verbundene negative Konsequenzen

für die Schweizer Wirtschaft scheinen keine Hauptsorge der Stimmbevötkerung zu sein und

wurden verhä[tnismässig se[ten erwähnt - trotz aktuetler Diskussion um den starken Franken.

Der WiderwiLle gegen höhere Energiepreise ats FoLge der neuen Steuer wurde noch verstärkt

durch weitherum wahrgenommene Schwachpunkte dieser spezifischen Vortage. Die Ab-

schaf f ung der funktionierenden Mehrwertsteuer zugunsten einer neuen Steuer mit schwierig

vorherzusehenden Einnahmen wurde weitherum a[s zu riskant wahrgenommen. Aufgrund

der angestrebten Lenkungswirkung der Energiesteuer würde es ohne [aufende Steuererhö-

hungen unvermeidtich zu rückläufigen Staatseinnahmen kommen. Die GLP-lnitiative wurde

deshalb von auffätLig vieten Befragten ats <unausgereift> bezeichnet. Die Stimmbürgerlnnen

woItten die etabtierte Mehrwertsteuer nicht durch eine neuartige Atternative mit unkIarem

Ausgang ersetzen und damit regetmässige Einnahmen von gut 22 MiLtiarden Franken aufs

Spiet setzen - oder stetig steigende Energiepreise riskieren. Aufgrund der fiskatpotitisch nicht

vottständig absehbaren Auswirkungen der Energiesteuer war die Schweizer Bevötkerung of-

fenbar nicht bereit, das Risiko eines Systemwechsels von soLch grosser Bedeutung zu tragen.

Das dritte häufig erwähnte Motiv für erne AbLehnung der Energiesteuer waren die bereits

angesprochenen Vertei[ungswirkungen der neuen Abgabe. Der Ersatz der Mehrwertsteuer

durch die Energiesteuer hätte private Haushalte mit tiefem Einkommen finanzietl stärker ge-

troffen a[s bessergestellte Haushalte. DieserAspekt derEnergiesteuerwarwährend derAb-

stimmungskampagne - spezietl von Linker Seiie - ats wichtiges Gegenargument vorgebracht

worden. Insgesamt rund ein Fünftet der Befragten gaben denn auch dieses Argument a[s

Grund für ein Nein an. Dabei können nur kleine Unterschiede zwischen Iinks und rechtsste-

henden Personen gefunden werden.e Das Fairness-Argument stiess offenbar über parteipoLi-

tische und ideoLogische Gräben hinweg auf Anktang.

e In der Erstnennung wurde das Gerechtigkeitsargument von SVP- und SP-Wähtenden etwa ähntich häu-

fig genannt, zieht man auch die Zweitnennung mit ein überwiegt das Argument dann aber bei Bef ragten

aus dem Iinken Lager.
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Tabe[[e 3.4: Energiesteuer - Motive der Stimmenden Imehrere Antworten mögtichl

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid

O Universität Zürich I ern: V0X-An der ei enössischen Abstimmu en vom 8.3.201 5.

3.5 Pro- und Kontra-Argumente

Angesichts des überdeuttichen Nein zur Energiesteuer überwiegen auch bei der Abfrage

' einzeLner Argumente die Stimmen derer, we[che die lnitiative abgeLehnt haben. Das erste
' Argument widerspiegett deutlich die Stimmmotive aus dem vorhergehenden Kapite[. Unter

den Stimmenden, weLche die lnitiative ablehnten, herrschte grosse Unsicherheit bezügtich
des Systemwechsets von der Mehrwertsteuer zur Energiesteuer. Fast 70% der Nein-Stim-
menden hegten ernste ZweifeL, ob die Energiesteuer die Einnahmetücke tatsächtich schties-
sen kann, die durch die Abschaffung der Mehrwertsteuer entstehen würde. Naturgemäss
vertrauten die Ja-Stimmenden eher auf die Energiesteuer. Rund zwei DritteLvon ihnen gin-
gen davon aus, dass der Systemwechsel nicht mit Einnahmeverlusten einhergehen würde.

Mehr Einigkeit herrschte hingegen bezügtich der Wirksamkeit einer Energiesteuer. Insge-

samt zeigt sich eine Mehrheit der Befragten einverstanden mit dem Argument, dass eine

Energiesteuer Anreize zum Energiesparen setze und den Umstieg auf erneuerbare Ener-

)1

A[te NennungenErstnennungen

1/o n o/o n

Ja-Stimmende

57 4423

39

18

31 90 70Ene rgiewende/KLimawande[/U mwe Ltsch utz

SinnvoL[er Umbau des Steuersystems

Energieverbrauch- reduzieren

15 12 32 75

3 6 4

27 21

l",plellyls=l
Altgemein posrtive Ausserungen/Anderes

Tota I

19

100

4

i5

7B 211 165

Nein-Stimmende

Steigende Preise/Gegen neue Steuer

Riskanter Systemwechsel

21

7

45

14

182

62

381

118

Initiative ist nicht umsetzbar/ausqereift 11 95 22 190

Initiative ist unnötiq 3 5

Energiesteuer ist ungerecht/N/WST ist gerechter B

26

65 22

47

185

MWST hat sich bewährt/soL[ nicht abgeschafft werden 10 86 20 172

3 22 B

I 80 21 178

65Negative Fotgen f ür Wirtschaf t

Probtematische Vermischung Lenkungsabgabe

Em pfeh Iu ngen 3 26 4 37

138 21 179

69 12 105

41!s 9 T:IL" .. s.ql4!::!Iu n s. n

Anderes

TotaI

16

100 852 195 1 658

29



gien fördere. Bei Befürwortenden war die ökoLogische Argumentation weitverbreitet (91olo

einverstandenl, und seLbst unter Nein-Stimmenden erreichte dreses Argument beinahe eine

Meh rheit.

Ein weiteres Argument, das von Befürwortenden der Initiative vorgebracht wurde, bezog

sich auf die Auslandabhängigkeit der Schweiz im Bereich Energie. Die Steuer auf nicht er-
neuerbare Energien, die häufig importiert werden, hätte deren Preis re[ativ erhöht und ei-
nen Umstieg auf einheimisch hergesteLLte erneuerbare Energieträger gefördert. Hier zeigt

sich wieder der zu erwartende Graben zwischen Ja- und Nein-Stimmenden. Erstere schie-
nen dem Argument verringerter Auslandabhängigkeit durchaus etwas abzugewinnen [67%
einverstanden), unter jenen, welche die lnitiative ablehnten, vermochte das Argument hin-
gegen nurjede/n Dritte/n zu überzeugen.

Die Kostenf rage spaltete das Ja- und das Nein-Lager am deuttichsten. Wie bereits erwähnt,
fürchteten die Nein-Stimmenden primär die Preissteigerungen aufgrund der Steuer auf

nicht erneuerbare Energien.0bwoht die Auswirkungen auf den Werkplatz Schweiz in den

offen gesteLLten Fragen nach den Gründen für oder wider die lnitiative selten erwähnt wur-
de, befürchtete ein GrossteiI der Abtehnenden teurere Energiepreise und entsprechende
FoLgen für die Schweizer Wirtschaft. Drei VierteLvon ihnen zeigten sich mit diesem Kontra-
Argument einverstanden. Ganz anders die Befürwortenden einer so[chen Steuer: Gerade

mal23o/o stimmten diesem Argument zu.

Ein interessantes Muster zeigt sich bezügtich des dritten Kontra-Arguments. Die Proble-
matik der Vermischung einer Lenkungsabgabe mit festem EinnahmezieLwar offenbar nicht
sehr umstritten. Der logische Zusammenhang zwischen sinkendem Verbrauch und sinken-
den Staatseinnahmen bei konstantem Steuersatz wurde auch von einer Mehrheit der Ja-
Stimmenden nicht infrage gesteLtt. Trotzdem entschieden sie sich für die lnitiative. lm Un-

terschied zu den Nein-Stimmenden waren sie aber scheinbar bereit, die Kosten und Risiken

des Systemwechsets zugunsten der Umwett zu tragen.

Tabel,le 3.5: Energiesteuer - Anktang der Pro- und Kontra-Argumente
bei den Stimmenden in Prozent

Resuttate in Linienprozenten. Lesebeispiet: 20% atler Stimmenden (64% der Ja-Stimmenden;
'150/o der Nein-Stimmendenl pf[ichteten dem ersten Argument bei,69o/o 122% der Ja-Stimmenden
und 73% der Nein-Stimmendenl [ehnten es ab und 11Vol13Vo:11 %] konnten sich nicht entscheiden.
Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = 995 {gewichtetl.
@ Universität Zürich / gfs.bern: V0X-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 8.3.2015.

') 1

Einverstanden
1/"1

Nicht einver-
standen l%l

Weiss nicht
lY.lPro-Argumente

Total 20 69 11

.Ja 64 13

Ne in

22

73 1115

L2 E

91 7 2

TotaI

Ja

49 46Ne in

TotaI 36 52

5

12

Ja 67 27 (t

Die Einnahmen der Energiesteuer
gteichen die Ausfätle aufgrund der Ab-
schaffung der Mehrwertsteuer aus.

Eine Energiesteuer setzt Anreize
zum Energiesparen und zum Umstieg
auf erneuerbare Energien.

Die Energiesteuer senkt die Abhängigkeit
der Schweiz von Erdöt, Gas und Uran aus
dem Ausland.

N ein 33 54 12

Kontra-Argumente
Einverstanden

lY"l

Nicht einver-
standen l%l

Weiss nicht
l9tol

Tota L 71 24 6

Ja 23 75 2

19N ein

Tota I

6

6

Ja

75

64

30

29

66 4

Eine Energiesteuer verteuert den

Energieverbrauch massiv und schadet
damit der Schweizer Wirtschaf t.

Die Energiesteuer ist unfair, weitärmere
Leute stärker beLastet werden.

Nein 68 26 7

12Tota I

Ja

66

54

22

35 11

Sinkt der Energieverbrauch, muss
die Energiesteuer jmmer weiter steigen,
sonsI drohen SteuerausfätLe.

Nei n 6B 21 12

30 31



3.6 Generette Hal.tung zur Energiewende

lm Nachgang der überdeutlichen AbLehnung der GLP-lnitiativen wurden Stimmen Laut, die

diese Abstimmungsklatsche auch aLs generetle Absage an die EnergiepoLitik des Bundes-
rates interpretierten. Das Massnahmenpaket zur Energiestrategie 2050, das einen Netz-
zuschLag zur Förderung erneuerbarer Energien und mitte[fristig den Ausstieg aus der
Kernenergie vorsieht, wird in den nächsten Monaten in dervorberatenden Kommission des

Ständerats diskutiert. Die Höhe der gep[anten Stromabgabe ist dabei ein zentrater Kritik-
punkt der Wirtschaft. Bereits vor der Abstimmung im Raum stehende Referendumsdro-
hungen bekamen durch die deut[iche Abtehnung der Energiesteuer zusätz[ich Aufwind.
Verschiedene Kommentatoren interpretierien die SchLappe der GLP denn auch ats 

"KoLLa-
teratschaden f ür die Energiewende> im Attgemeinen.

Um diese Debatte mit Zahlen zu unterfüttern, wurde die VOX-Umfrage mit einer zusätzti-
chen Frage nach der genereLten Hattung der Befragten zur Energiestrategie 2050 ergänzt.

Grundsätztich bekennt sich eine Mehrheit der Bevölkerung zur energiepolitischen Stoss-

richtung des Bundesrates. 5B% der Befragten sind entweder sehr oder eher einverstanden
mit der aktuelL diskutierten Energiestrategie 2050. Rund ein FünfteLzeigt sich skeptisch und

nur B%der Befragten [ehnen die Energiestrategie kategorisch ab. Die restLichen 15% sind

unentschieden oder gaben keine Antwort auf die Frage, was angesichts der Komplexität der
Thematik nicht weiter überrascht.

Mit BLick auf die GLP-lnitiative interessiert nun aber primär die Zustimmung zur Energie-
strategie innerha[b der Nein-Stimmenden. Diese VerteiLung gibt Hinweise darauf, wie stark
die Abtehnung der Energiesteuer aLs aLLgemeine Absage an die Massnahmen der [angfristi-
gen Energiestrategie 2050 gelesen werden kann.

TabetLe 3.6: Genere[te Hattung zur Energiewende

Haltung zur Energiestrategie 2050t

Einverstanden Nicht einver- Unentschieden
standen

Naturgemäss findet die Energiestrategie 2050 unter Befürwortern der GLP-lnitiative mehr
AnkLang aLs unter Personen, weLche die lnitiative ab[ehnten. Trotzdem befürwortet aber
eine Mehrheit in beiden Gruppen der StimmbevöLkerung den energiepolitischen Kurs des
Bundesrats. 56% der Nein-Stimmenden sind, obwohL sie die Energiesteuer abgeLehnt ha-
ben, grundsätzLich einverstanden mit der Energiestrategie 2050. ln ihrer HaLtung zur ener-
giepoLitischen Zukunft der Schweiz unterscheidet sich die Gruppe der Nein-Stimmenden
somit kaum von der durchschnitttichen EinsteLlung im Land.

Dieser Befund unterstützt damit eine differenzierte Leseart der Ergebnisse vom B. März
2015, die sich bereits in den vorhergehenden Kapitetn aufdrängte. Die Energiesteuer wur-
de primär aufgrund der Unsicherheiten abgeLehnt, die mit einem grundLegenden Umbau
des Steuersystems einhergehen. Eine Mehrheit der Nein-Stimmenden unterstützt zwar die
energiepolitische Stossrichtung des Bundes, steLl.te sich aber dezidiert gegen einen Ersatz
der Mehrwertsteuer durch eine Energiesteuer. Die Lenkungswirkung einer Energiesteuer
hätte mittetfristig entweder zu einem Loch in der Bundeskasse oder zu stetig steigenden
Energiepreisen geführt. Diesen beiden mögIichen Konsequenzen hat das Stimmvotk eine
deutliche Abf uhr erteitt. Diese Abf uhr ist aber nicht gteichbedeutend mit einer grundsätzLi-
chen Abkehr vom energiepotitischen Kurs des Bundesrates. Das Langfristige ZieI der Ener-
giewende wird mehrheitlich unterstützt, die von der lnitiative der Grünliberalen vorgeschIa-
genen Mitte[ dazu wurden aber f ür fatsch befunden.
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4. ZUR METHODE

Der vorliegende Bericht beruht auf einer von der VOX-Partnerschaft realisierien Nachbe-

f ragung. gfs.bern führie die Bef ragung innerhaLb von 1'1 Tagen nach der VoLksabstimmung

vom B. März 2015 durch. Die AnaLyse wurde durch das lnstitut für Pol.itikwissenschaft an der

Universität Zürich IlPZ) vorqenommen,

Die Befragung wurde von 92 Befragenden te[efonisch ausgeführt, wobei gfs.bern aLs Kon-

troltinstanz die Möglichkeit hatte, die Befragung ohne Vorankündigung zu beaufsichtigen.

Die Stichprobenziehung erfolgte in einem dreistufigen ZufaLlsverfahren, wobet auf der ers-

ten Stufe {sprachregionen) die ZahI der Befragten fur die drei Sprachregionen festgetegt

wurde. Auf der zweiten Stufe [Haushatte) erfol.gte eine ZufallsauswahL aus dem elektroni-
schen, aktuatisierten Tetefonverzeichnis der Swisscom. Die AuswahI auf der dritten Stufe
(Personen aus dem jeweiIigen HaushaLtl erfolgte nach dem <Geburtstagprinzip>. Die re-

atisierte Stichprobe betrug 1514 Personen, davon stammten 53% der Befragten aus der

Deutschschweiz,2To/o aus der Romandie und 20% aus der itatienischsprachigen Schweiz.

Mit NichtteiLnehmenden wurde nur ein TeiI des Interviews durchgeführt. Die Verweige-

rungsquote betief sich aut 79o/o; d. h. mit 21o/o der kontaktierten Personen konnte ein lnter-
view durchgeführt werden.

Das demografische Abbild ist weitgehend gewähr[eistet.10 Die Abweichungen bei den

ALtersklassen und dem Geschlecht betragen maxima[ 0.4%, was innerha[b des Stichpro-

benfehlers Liegt, Wie immer sind die an der Abstimmung TeiLnehmenden überrepräsentiert

[+29.9o/o). Jedoch bewegt sich die Abweichung von der rea[en Abstimmungsbeteiligung im

Rahmen f rüherer VOX-Anatysen. Die in der Umfrage ermittelten Stimmenverhältnisse wei-

chen in unterschiedtichem Ausmass vom effektiven Ergebnis ab. Bei der Famitieninitiative

beträgt die Differenz -3.4, und bei der lnitiative <Energie- statt Mehrwertsteuer) +2.7 Pro-
ze ntpu n kte.

Wir haben für die Durchführung bestimmter Berechnungen Gewichtungsfaktoren für die

Beteitigung respektive das Abstimmungsverhatten verwendet. Gewichtet wurde dort, wo

sich die UntersuchungsvariabLe jeweiLs auf Ja- und Nein-Stimmende beziehungsweise auf

Teitnehmende und NichtteiLnehmende bezog. Für die BeteiLigung wurde nach Stimmregis- .

terdaten aus dem Kanton Genf, derStadi St. GalLen und einerAuswahLvon Gemeinden des

Kanions Tessin gewichtet. In anderen Worten wurden die realen Verteitungen der Beteiti-

gung aus dem Kanton Genf ats Basis für die Gewichtung der Beteitigung nach Atter in der

Romandie genommen, die Daten aus der Stadt St. Ga[[en ste[[vertretend für die Deutsch-

schweiz und die Daten aus den Tessiner Gemeinden zur Gewichtung für den Kanton Tessin.

Die Grösse der Stichprobe (1'514 PersonenJ ergibt bei einer reinen ZufaltsauswahL und einer

VerteiLung der Prozentwerte von 50:50 einen Stichprobenfehter von +l-2,5 Prozentpunkten.

r0 Siehe hierzur Longchamp, C. et aL.: Technischer Bericht zurVOX-Anatyse vom B. lry'ärz 2015, gfs.bern

Bei einer geringeren Stichprobengrösse erhöht er sich, beispielsweise bei 780 Befragten
auf +/-3,5. Liegen die Prozentwerte weiter auseinander, so reduziert sich der Stichproben-
feh[er (2. B. bei einem Ergebnis von rund 70o/o:30o/o auf +l-3,21 Vorsicht bei der lnterpretati-
on von Daten ist a[so dort geboten, wo die Teilstichproben ktein sind und die Vertei[ung der
Prozentwerte zugLeich ausgegLichen ist. ln so[chen FäLLen können auf Grund des grösseren
Stichprobenfehlers keine Aussagen über Mehrheitsverhättnisse gemacht werden,

Die Bestimmung des Signifikanzniveaus stützt sich auf den Unabhängigkeitstest mittels
Chi-Quadrat. Dabei bedeutet * eine lrrtumswahrscheintichkeit von unter 0.05, ** eine sot-
che von unter 0.01 und *** eine sotche unter 0.001. lm letzteren FaLL heisst dies, dass die

Wahrscheintichkeit, dass ein Zusammenhang zwischen zwei VariabLen zufäLlig entstanden
ist, unter einem Promitte [iegt und demnach der Zusammenhang a[s sehr hoch signifikant
bezeichnet werden kann. A[te Werte, die eine lrrtumswahrscheinLichkeit von über 0.05 ha-
ben, sind gemäss statistischer Konvention al.s nicht signifikant anzusehen. ALs Beziehungs-
mass fÜr bivariate Beziehungen wurde der Koeffizient Cramers'V verwendet. Bei diesem
Koef f izienten kann bei einem Wert von Nut[ von keinem Zusammenhang und bei einem Wert
von Eins von einem vottständigen Zusammenhang ausgegangen werden. Die Werte für un-
terschiedIiche bivariate Beziehungen [assen sich a[[erdings nicht direkt vergteichen, da zu

ihrer Berechnung auch die Anzaht der MerkmaLskategorien beider VariabLen und die Fatt-
zahL beizuziehen sind.
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